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Das Reform-Programm f¿r Deutschland Phase 1 

- die Erf¿llung des Potsdamer Abkommens!  

 

 

 

 

Unsere neue Deutsche Demokratische Republik:   

Das entsprechend den Lehren aus der Vergangenheit reformierte Staatsymbol 

der DDR beinhaltet Hammer, Zirkel im Ehrenkranz. Diese Symbolik bedeutet die 

Einheit von Handwerk, Bauerntum und Intelligenz im europäischen 

Freundschaftsband des Heiligen Georg!  

 



- 2 - 

Inhaltsverzeichnis 

Das Reform-Programm f¿r Deutschland Phase 1 - die Erf¿llung des Potsdamer 

Abkommens! 

- 1. Das Potsdamer Abkommen schafft den ewigen Frieden auf Erden! Seite 4 - 6 

- 2. Bekanntmachung der Nationalen Befreiungsbewegung Deutschland - 

staatenlos.info! Seite 7 - 9 

- 3. Die Entstehung des bis heute vºlkerrechtlich-verbindlichen Potsdamer 

Abkommens vom 2. August 1945 Seite 10 - 37 

- Krim-Konferenz (sog. ĂKonferenz von Jaltañ) vom 11. Februar 1945: 

- Der ĂAlliierte Kontrollratñ: 

- Mitteilung ¿ber die Dreimªchtekonferenz von Berlin vom 2. August 1945  

- Kontrollratsdirektive Nr. 24 

- Gesetz Nr. 104 zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus 

- 4. Die erste Schlacht um ĂMittelerdeñ = Deutschland und Europa! (Metapher)  

Seite 38 - 53 

- Im Totenreich der verdammten Seelen!  

- 5. Ergebnis und notwendige MaÇnahmen zur Erlangung der Freiheit und Einheit der 

Deutschen zur Wiederherstellung des Welt-Friedens in der nat¿rlichen Ordnung!  

Seite 54 - 55 

- 6. Die Deutschen - heute eine ethnisch- indigene Minderheit im eigenen Land!  

Seite 56- 65 

- Rechtliche Handlungsgrundlagen der Nationalen Befreiungsbewegung Deutschland - 

staatenlos.info im Notstandsrecht: 

- 7. Notwendige MaÇnahmen zur Wiederherstellung der Handlungsfªhigkeit des 

vºlkerrechtlichen Staates ĂDeutschlandñ! Seite 66 - 33 

- Sieben Punkte Programm zur Wiederherstellung des Vºlkerrechts in Deutschland, Europa 

und auf der gesamten Erde 

- Einrichtung der Nationalen ¦bergangsregierung auf deutschem Boden 

- ĂNationalversammlungñ bzw. ĂVerfassunggebende Versammlungñ 

- 8. MaÇnahmen f¿r die Freiheit und den gºttlichen Frieden! Seite 74 - 78 

- Ebenen der menschlichen Bed¿rfnisse 

- Die Zukunft in der reformierten Deutschen Demokratischen Republik: 

- WICHTIG! Merkblatt zum Programm f¿r ĂUntenñ:  

- ĂDie menschlichen Bed¿rfnisseñ 

- 9. Die Nationale ¦bergangsregierung in Deutschland! Seite 78 - 83 

- 10. Die zwingend -notwendige Entnazifizierung des völkerrechtlich fortbestehenden 

ĂNazi-Deutschlandsñ von 1937! Seite 84 - 93 

- 11. Sofort -Maßnahmen der Nationalen Übergangsregierung! Seite 94 ï 113 

- I. Maßnahme: (Wieder-)Einführung der Länder mit gleichzeitiger Entnazifizierung der 

Staatsangehörigkeit gemäß Potsdamer Abkommen! 

- II. Maßnahme: Einhergehendes sofortiges Verbot und Aufhebung aller 

nationalsozialistischen Rechtsinhalte, Verordnungen und Gesetze - insbesondere der von 

Adolf Hitlers Gesetzgebung zwangsverordneten ĂDeutschen Staatsangehºrigkeitñ vom 5. 

Februar 1934!  

- Erste Reform der Staatsangehörigkeit im Rahmen der Entnazifizierung! 

Aufhebung und Ersatz der ĂDeutschen Staatsangehºrigkeitñ der NSDAP vom 5.02.1934: 

- III. Maßnahme: Einrichtung der zentralen Spruchkammer mit Zweigstellen einschließlich 

alliierter Überwachungskommission zur Entnazifizierung der BRD-Bevölkerung auf 

deutschen Boden! 



- 3 - 

- Allgemeine Erklärung zur Rechtslage und dem künftigen deutschen Staat in Europa: 

- IV. Maßnahme: Reform Staatsstruktur 

- 12. Das k¿nftige Rechtesystem: Seite 114 

- 13. Generale Abwicklung der alliierten Treuhandverwaltung BRD! Seite 115 

- 14. Bodenrechte: Seite 115 

- 15. Bodenreform: Seite 115 

- 16. Staats-Strukturreform: Seite 115 

- 17. Aufhebung der Gleichschaltung in Deutschland und Europa: Seite 116 

- 18. Ideologien und Religionen: Seite 116 

- 19. Einheit und Freiheit der Deutschen: Seite 116 

- 20. Umsetzung Welt-Frieden: Seite 116 

- 21. Auslªnder - andere Ethnien auf deutschem Boden: Seite 117 - 120 

- 22. Unabhªngigkeit (ĂSouverªnitªtñ): Seite 121 

- 23. Hoheitssymbol, Staatsflagge, Siegel und Nationalhymne der DDR: Seite 122 - 123 

- Die reformierte Nationalhymne der DDR: 

- 24. Zweite Reform Staatsangehörigkeit der Deutschen gemäß UN -Minderheiten -

Schutzrecht: Seite 124 - 129 

- 25. Weitere notwendige Reformen der menschlichen Gesellsch aft in allen Bereichen 

und Ebenen des Lebens: Seite 130 - 143 

- Zur¿ck zu den Wurzeln! 

- 26. Widerherstellung des von Gott gegebenen Naturrechtes: Seite 144 - 147 

- Die ĂPERSONñ als Waffe gegen den Menschen wird abgeschafft! 

- 27. Die gesamte Menschheit im Fegefeuer! Seite 148 

- 28. Der Fluch-Brecher N¿rnberg-Code GG139 Seite 149 - 150 

- 29. Das UN-Minderheitenschutzrecht! Seite 151 - 152 

- 30 Das Schicksal der Deutschen ist das Schicksal der gesamten Menschheit!  

Seite 153 - 154 

- 31. Problemstellung: Die wirkliche Machtstruktur auf der Erde! Seite 155 ï 157 

- 32. Die universelle Problem-Lºsung! Seite 158 ï 192 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



- 4 - 

1. Das Potsdamer Abkommen schafft den ewigen Frieden 

auf Erden! 

Die alliierten Siegermªchte des ĂZweiten Weltkriegesñ GroÇ-Britannien, die USA und die 

UdSSR haben am 2. August 1945 in Potsdam vºlkerrechtlich beschlossen und ºffentlich 

verk¿ndet, den Feindstaat ĂDeutsches Reichñ - gleichbedeutend mit dem Staatsbegriff 

ĂDeutschlandñ - nicht aufzulºsen, sondern den handlungsunfªhigen Staat f¿r eine 

unbestimmte Dauer zu besetzen. 

Zur vºlkerrechtlichen Beendigung des allgemeinen internationalen Kriegszustandes wurden 

am 2. August 1945 durch die hohen Mªchte vºlkerrechtlichen Festlegungen vereinbart, 

welche als ĂMitteilung der Drei-Mªchte Konferenzñ oder als ĂPotsdamer Abkommenñ 

festgelegt worden sind. 

Mitverantwortlich gemªÇ Teil II des Abkommens sind Frankreich und China.  

Die entrechteten Deutschen wurden als entrechte, entmachtete Feindkrªfte (ĂDisarmed 

Enemy Forcesñ) im Teil III des Potsdamer Abkommens ihrerseits ebenfalls in 

Verantwortung genommen! Die Russische Fºderation hat offiziell die Rechtsnachfolge der 

UdSSR angetreten. 

Das Potsdamer Abkommen ist ein komplexes vºlkerrechtlich-verbindliches 

Vertragswerk zwischen den Alliierten Mªchten GroÇ-Britannien, den Vereinigten Staaten 

von Amerika und der UdSSR - heute Rechtsnachfolger die Russische Fºderation zur 

Ausrottung des Nazismus und Militarismus in den Besatzungszonen und der 

Beendigung des Kriegszustandes zwischen allen kriegsbeteiligten Nationen und 

Vºlkern.  

In Bezug auf Deutschland gilt seither vºlkerrechtlich folgendes: 

Der deutsche Nazismus und Militarismus m¿ssen ausgerottet werden (Teil III). Dies 

soll in den Besatzungszonen vollzogen werden. Alle nationalsozialistischen Gesetze 

sollen aufgehoben und die Urheber, Reprªsentanten und Anhªnger f¿r ihre 

Verbrechen zur Verantwortung gezogen werden. 

Von Deutschland soll nie wieder eine Gefahr f¿r die freien Vºlker und den Welt-Frieden 

ausgehen. Dies wurden vºlkerrechtlich-verbindliche Vereinbarungen, die in den jeweiligen 

Besatzungszonen hªtten vollzogen werden m¿ssen. 

Zu gegebener Zeit soll schlieÇlich eine geeignete Regierung f¿r ganz Deutschland 

eingesetzt werden mit dem Ziel der Entgegenahme und Zeichnung von 

Friedensvertrªgen zur Beendigung des Kriegszustandes (Teil II).  

Zur vºlkerrechtlichen Umsetzung der Potsdamer Beschl¿sse aus Teil III wurden die 

ethnischen Deutschen und deren Nachfahren bis heute in diesen vºlkerrechtlichen 

Prozess rechtsverbindlich verpflichtend eingebunden:  

Die Deutschen wurden in ihrer Gesamtheit f¿r den blinden Gehorsam und die offene 

Billigung der nationalsozialistischen Herrschaft und deren Verbrechen verantwortlich 

gemacht (Teil III).  

Ihre vºlkerrechtlich-auferlegte Aufgabe ist es, unablªssig ihren Willen auf die 

Erreichung der Ziele des Potsdamer Abkommens auszurichten. 

Zitat Erf¿llung der vºlkerrechtlichen Verantwortung der Vertragsparteien -  

Die Deutschen betreffend: 

Zitat: ĂTeil III Deutschland (Original-Wortlaut) 
ĂAlliierte Armeen f¿hren die Besetzung von ganz Deutschland durch und das deutsche Volk 
fªngt an, die furchtbaren Verbrechen zu b¿Çen, die unter der Leitung derer, welche es 
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zurzeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind gehorcht hat, begangen 
wurden. Auf der Konferenz wurde eine ¦bereinkunft erzielt ¿ber die politischen und 
wirtschaftlichen Grundsªtze der gleichgeschalteten Politik der Alliierten in Bezug auf das 
besiegte Deutschland in der Periode der alliierten Kontrolle. Das Ziel dieser ¦bereinkunft 
bildet die Durchf¿hrung der Krim-Deklaration ¿ber Deutschland.  
Der deutsche Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die Alliierten treffen 
nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch andere 
MaÇnahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn 
oder die Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann. 
 
(é)Entsprechend der ¦bereinkunft ¿ber das Kontrollsystem in Deutschland wird die 
hºchste Regierungsgewalt in Deutschland durch die Oberbefehlshaber der Streitkrªfte 
der Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten Kºnigreichs, der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken und der Franzºsischen Republik nach den Weisungen ihrer 
entsprechenden Regierungen ausge¿bt und zwar von jedem in seiner Besatzungszone 
sowie gemeinsam in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Kontrollrates in den Deutschland als 
Ganzes betreffenden Fragen. (é)ñ 
 
ĂEs ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu vernichten oder zu 

versklaven. Die Alliierten wollen dem deutschen Volk die Mºglichkeit geben, sich 

darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage 

von neuem wiederaufzubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen 

Volkes unablªssig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm 

mºglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedlichen Vºlkern 

der Welt einzunehmen.ñ 

Die Umsetzung der beschlossenen politischen Grundsªtze der Entnazifizierung und 

Entmilitarisierung Deutschlands ist damit die vºlkerrechtliche Pflicht und 

Verantwortung der Alliierten Mªchte und auch f¿r die indigenen Deutschen geworden! 

Dazu wurden Entnazifizierungsvorschriften vºlkerrechtlich-verbindlich erlassen wie 

zum Beispiel das umfangreiche ĂGesetz Nr. 104 zur Befreiung von Nationalsozialismus 

und Militarismusñ. Diese Beschl¿sse gelten bis heute weiter fort!  

Hinweis zur G¿ltigkeit unter anderem im Artikel 139 des sog. Grundgesetzes f¿r die 

angloamerikanische Besatzungsverwaltung ĂBundesrepublik Deutschlandñ (ĂBRDñ): 

ĂFortgelten der Vorschriften ¿ber Entnazifizierung: 

Die zur ĂBefreiung des Deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismusñ 

erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieses Grundgesetzes 

nicht ber¿hrt.ñ 

Durch diesen unverªnderten vºlkerrechtlichen Zustand sind die ethnischen 

Deutschen bis heute vºlkerrechtlich-verbindlich verpflichtet, unablªssig ihren 

friedfertigen und freiheitlichen Willen zur Abkehr vom Nationalsozialismus, 

Militarismus zwecks Erf¿llung des Potsdamer Abkommens zu zeigen! 

Dieser Verpflichtung kommt die Nationale Befreiungsbewegung Deutschland - 

staatenlos.info als deutsche Minderheit mit aller Entschlossenheit unablªssig nach.  

Die alliierten Siegermªchte USA, GroÇbritannien und die Russische Fºderation als 

Rechtsnachfolger der UdSSR sind gemªÇ diesem vºlkerrechtlichen Sachstand zur 

Umsetzung der politischen Grundsªtze (Teil III) verpflichtet und dar¿ber hinaus auch 

dazu verpflichtet (Teil II und Teil III), die unablªssigen Bem¿hungen dieser deutschen 

Minderheit vºlkerrechtlich offiziell anzuerkennen! 
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Zur Erf¿llung der vºlkerrechtlichen Verantwortung der Vertragsparteien die f¿nf 

alliierten Siegermªchte betreffend: 

ĂTeil II: Die Einrichtung eines Rates der AuÇenminister (originaler Wortlaut) 

Die Konferenz erreichte eine Einigung ¿ber die Errichtung eines Rates der 
AuÇenminister, welche die f¿nf Hauptmªchte vertreten zur Fortsetzung der 
notwendigen vorbereitenden Arbeit zur friedlichen Regelung und zur Beratung anderer 
Fragen, welche nach ¦bereinstimmung zwischen den Teilnehmern in dem Rat der 
Regierungen von Zeit zu Zeit an den Rat ¿bertragen werden kºnnen. 
 
Der Text der ¦bereinkunft ¿ber die Errichtung des Rates der AuÇenminister lautet: 
1. Es ist ein Rat zu errichten, bestehend aus den AuÇenministern des Vereinigten 
Kºnigreiches, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, Chinas, Frankreichs 
und der Vereinigten Staaten von Amerika. (é)  
3. (I) Als eine vordringliche und wichtige Aufgabe des Rates wird ihm aufgetragen, 
Friedensvertrªge f¿r Italien, Rumªnien, Bulgarien, Ungarn und Finnland aufzusetzen, 
um sie den Vereinten Nationen vorzulegen und Vorschlªge zur Regelung der ungelºsten 
territorialen Fragen, die in Verbindung mit der Beendigung des Krieges in Europa entstehen, 
auszuarbeiten. Der Rat wird zur Vorbereitung einer friedlichen Regelung f¿r 
Deutschland benutzt werden, damit das entsprechende Dokument durch die f¿r diesen 
Zweck geeignete Regierung Deutschlands angenommen werden kann, nachdem eine 
solche Regierung gebildet sein wird.ñ 
Quelle: https://nrw-archiv.vvn-bda.de/bilder/potsdamerabkommen.pdf  

 

 
 
 
 
 

https://nrw-archiv.vvn-bda.de/bilder/potsdamerabkommen.pdf
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2. Bekanntmachung der Nationalen Befreiungsbewegung 

Deutschland - staatenlos.info! 

 

Die Nationale Befreiungsbewegung Deutschland vom Nazismus und Militarismus - 

staatenlos.info als Vertreter der deutschen Minderheit,  

- ihrer vºlkerrechtlich-verbindlichen Verantwortung nachkommend,  

- ausgerichtet auf das hohe Ziel zur Erf¿llung des Potsdamer Abkommens 

- in dem unablªssigen Bestreben,  

- die Entnazifizierung und Entmilitarisierung Deutschlands in seiner vºlkerrechtlich 

beschlossenen Wirkung herbeizuf¿hren, 

- entschlossen die erfolgreich vollzogenen Tªuschungen der alten und der neuen 

Nazi-Teufel zu offenbaren,  

- der Zensur und politischen Verfolgung zum Trotze, 

- der Wahrheit verpflichtet und ihrer Vernunft ºffentlich Gebrauch machend nach 

bestem Wissen und Gewissen,  

- im fortdauernden Bem¿hen die nationale und internationale ¥ffentlichkeit ¿ber den 

tatsªchlichen und offenkundigen vºlkerrechtlichen Sachstand aufzuklªren, 

- macht hiermit der internationalen Weltgemeinschaft, den alliierten Mªchten, 

insbesondere den Vertretern der Russischen Fºderation als Rechtsnachfolger der 

UdSSR und somit Hauptsiegermacht ¿ber Deutschland  

das Folgende bekannt: 

Die Nationale Befreiungsbewegung Deutschland - staatenlos.info - als deutsche 

Minderheit ist bereit, ihren Teil der vºlkerrechtlichen Verantwortung wahrzunehmen! 

 

Sie lehnt den Nazismus und Militarismus aus tiefsten Herzen ab und begr¿Çt die 

Beschl¿sse des Potsdamer Abkommen ausdr¿cklich!  

Die Nationale Befreiungsbewegung Deutschland - staatenlos.info erkennt hiermit das 

internationale Vºlkerrecht und die vºlkerrechtlichen Ergebnisse in Bezug auf 

Deutschland vom 2. August 1945 vollstªndig an!   

Der Fortbestand der Ădeutschen Staatsangehºrigkeitñ vom 5. Februar 1934 und die 

Anwendung nationalsozialistischer Gesetzgebung sind nicht hinnehmbar! Der blinde 

Gehorsam ist Ihnen fremd!  

Die deutsche Minderheit und deren Nationale Befreiungsbewegung ï Deutschland 

staatenlos.info - besteht aus frei-denkenden, wohlwollenden, natur- und 

gottverbundenen Menschen, die f¿r eine friedliche Welt der freien Vºlker einstehen.  

Wohlwissend, dass die hohen Vertreter der alliierten Mªchte und deren Verb¿ndete mit 

der Besatzungsverwaltung ĂBundesrepublik Deutschlandñ handelsrechtliche Vertrªge 

abgeschlossen haben und wirtschaftliche Beziehungen pflegen, ist eine schrittweise 

Umgestaltung der hoheitlichen Befugnisse unter R¿cksichtnahme wirtschaftlicher 

Interessen sehr verstªndlich. 

Weil aber die Erf¿llung des Potsdamer Abkommens den dauerhaften Kriegszustand 

beenden kann, wird die B¿rgerinitiative Nationale Befreiungsbewegung Deutschland - 

staatenlos.info - isoliert, medial verªchtlich gemacht, politisch verfolgt, kriminalisiert, 

sabotiert und bedroht.  

Deren vºlkerrechtliche Aufklªrungsarbeit wird massiv behindert bzw. unterdr¿ckt.  

Den letzten ¿berlebenden indigenen Deutschen muss bei Ihren Bem¿hungen, das 
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Potsdamer Abkommen ihrerseits umzusetzen, umgehend geholfen werden, bevor die 

Nazi-Teufel ihr mºrderisches Vernichtungswerk in Deutschland vollendet haben!  

Die heutigen modernen Nazis und deren Auftraggeber versuchen diesen Vorgang mit 

allen Mitteln zu verhindern.  

Die heutigen Nazis f¿hren listig und heimt¿ckisch den aktiven und profitablen 

Kriegszustand mit dem fortbestehenden sog. ĂNazi-Deutschlandñ fort, um ihre 

eigenen, satanisch-niederen Weltherrschaftsziele zu verfolgen. 

Die ethnich- indigenen Deutschen sind eine absolute Minderheit auf deutschem Boden 

und durch die satanische Umerziehung der fremden Mªchte an Kºrper, Geist und 

Seele schwer erkrankt.  

Bis auf abzªhlbar wenige Ausnahmen sind die meisten restlichen Deutschen der 

psychologischen Kriegsf¿hrung zum Opfer gefallen und haben sich der Herrschaft der 

Satane aus N¿tzlichkeit, Feigheit, Boshaftigkeit und niederen Beweggr¿nden 

unterworfen.  

Aus genannten, schwerwiegenden Gr¿nden ist nur die Nationale Befreiungsbewegung 

Deutschlands vom Nazismus und Militarismus - staatenlos.info -, der einzige Rest der 

Deutschen, der volkssouverªn handeln kann und ist bereit seinen Teil der 

Verantwortung f¿r Heimat und Weltfrieden zu ¿bernehmen!  

 

 

ĂPotsdamer Abkommen  

Nazi-Deutschland besteht bis heute weiter fort!  

Das angloamerikanische BRD-Besatzungsregime ist nicht Deutschland! Der ĂZweite 

Weltkriegñ wurde bis heute NICHT beendet!  

Artikel 139 Grundgesetz f¿r die BRD: Fortgelten der Vorschriften ¿ber 

Entnazifizierung!  

= Das vºlkerrechtliche Potsdamer Abkommen muss umgesetzt werden! 

staatenlos.infoñ 
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ĂVºlkerrecht ius gentiumñ 

 

 

ĂPotsdamer Abkommen ï Erkenne Dich selbst!ñ 
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3. Die Entstehung des bis heute vºlkerrechtlich-

verbindlichen Potsdamer Abkommens vom 2. August 1945 
 

 
ĂDas Potsdamer Abkommen Was ist das?ñ 

 

Ursache ĂZweiter Weltkriegñ: 

 
ĂDreimªchtepakt zwischen Deutschland-Italien-Japanñ  
Quelle:  https://www.dhm.de/lemo/kapitel/ns-regime/aussenpolitik/der-dreimaechtepakt  

https://www.dhm.de/lemo/kapitel/ns-regime/aussenpolitik/der-dreimaechtepakt
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Karte "Kriegf¿hrende Staaten im Zweiten Weltkrieg gehºrten mehrheitlich einem der 
beiden groÇen B¿ndnisse an, dem von Deutschland gef¿hrten einerseits (ĂAchseñ oder 
Dreimªchtepakt) oder dem, das sich aus der britisch-franzºsischen Zusammenarbeit 
entwickelt hat (Alliierte). Einige Staaten haben nur gegen einen Teil des gegnerischen 
B¿ndnisses Krieg gef¿hrt und manche haben wªhrend des Krieges die Seite gewechselt." 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Kriegf%C3%BChrende_Staaten_im_Zweiten_Weltkrieg  

 

 
Der ¦berfall Nazis-Deutschlands auf die Volksrepublik Polen am 1.09.1939 
markiert den Beginn des ĂZweiten Weltkriegesñ! 

https://de.wikipedia.org/wiki/Kriegf%C3%BChrende_Staaten_im_Zweiten_Weltkrieg
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Dreimªchtepaktstaaten und Verb¿ndete Staat, Kriegseintritt; Deutsches Reich, 

1. September 1939; Slowakische Republik, 1939; Republik Finnland, 

30.November 1939; Kºnigreich Italien, 10. Juni 1940; Kºnigreich Ungarn, 11. 

April 1941; Kºnigreich Bulgarien, 19. April 1941; Unabhªngiger Staat Kroatien, 

1941; Kºnigreich Rumªnien, 22. Juni 1941; Kaiserreich Japan, 7. Juli 1937 bzw. 

7. Dezember 1941; Kaiserreich Mandschukuo, 1936 bzw. 7. Dezember 1941; 

Kºnigreich Thailand, 21. Dezember 1941; Italienische Sozialrepublik, 23. 

September 1943 
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Krim-Konferenz (sog. ĂKonferenz von Jaltañ) vom 11. Februar 1945: 

 
Mitteilung ¿ber die Konferenz der Chefs der drei Alliierten Mªchte Sowjetunion, Vereinigte 
Staaten von Amerika und GroÇbritannien auf der Krim 11. Februar 1945 
 

 
Konferenz von Jalta Die Konferenz von Jalta (auch Krim-Konferenz) war ein diplomatisches 

Treffen der Alliierten Staatschefs Franklin D. Roosevelt (USA), Winston Churchill (Vereinigtes 

Kºnigreich) und Josef Stalin (UdSSR) im auf der Krim gelegenen Badeort Jalta vom 4. bis 

zum 11. Februar 1945 Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Konferenz_von_Jalta 

 
I. Niederwerfung Deutschlands 
Wir haben die militªrischen Plªne der drei Alliierten Mªchte f¿r die endg¿ltige 
Niederwerfung des gemeinsamen Feindes erwogen und festgesetzt. (é) 
Ein voller Austausch von Informationen hat stattgefunden. Zeitliche Folge, Umfang und 
Koordinierung von neuen und noch kraftvolleren, gegen das Herz Deutschlands von Osten, 
Westen, Norden und S¿den her von unseren Heeres- und Luftstreitkrªften zu f¿hrenden 
Schlªgen sind in vollem Einvernehmen beschlossen und in allen Einzelheiten geplant 
worden. (...) 
Das nationalsozialistische Deutschland ist dem Untergang geweiht. Dem deutschen Volk 
wird seine Niederlage nur noch teurer zu stehen kommen, wenn es versucht, einen 
hoffnungslosen Widerstand fortzusetzen. 
 
II. Besetzung und Kontrolle 
Wir sind ¿ber die gemeinsame Politik und Planlegung zur Durchf¿hrung der Bestimmungen 
der bedingungslosen Kapitulation ¿bereingekommen, die wir gemeinsam dem 
nationalsozialistischen Deutschland auferlegen werden, nachdem der bewaffnete deutsche 
Widerstand endg¿ltig gebrochen ist. Diese Bestimmungen werden erst bekanntgegeben 
werden, wenn die endg¿ltige Niederwerfung Deutschlands vollzogen ist. (...) 
 
Es ist unser unbeugsamer Wille, den deutschen Militarismus und Nationalsozialismus 
zu zerstºren und daf¿r Sorge zu tragen, dass Deutschland nie wieder imstande ist, 

https://de.wikipedia.org/wiki/Konferenz_von_Jalta
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den Weltfrieden zu stºren. Wir sind entschlossen, alle deutschen Streitkrªfte zu entwaffnen 
und aufzulºsen; den deutschen Generalstab, der wiederholt die Wiederaufrichtung des 
deutschen Militarismus zuwege gebracht hat, f¿r alle Zeiten zu zerschlagen; sªmtliche 
deutschen militªrischen Einrichtungen zu entfernen oder zu zerstºren; die gesamte deutsche 
Industrie, die f¿r militªrische Produktion benutzt werden kºnnte, zu beseitigen oder unter 
Kontrolle zu stellen; alle Kriegsverbrecher vor Gericht zu bringen und einer schnellen 
Bestrafung zuzuf¿hren sowie eine in gleichem Umfang erfolgende Wiedergutmachung der 
von den Deutschen 
verursachten Zerstºrungen zu bewirken; die Nationalsozialistische Partei, die 
nationalsozialistischen Gesetze, Organisationen und Einrichtungen zu beseitigen, alle 
nationalsozialistischen und militªrischen Einfl¿sse aus den ºffentlichen Dienststellen 
sowie dem kulturellen und wirtschaftlichen Leben des deutschen Volkes 
auszuschalten und in ¦bereinstimmung miteinander solche MaÇnahmen in 
Deutschland zu ergreifen, die f¿r den zuk¿nftigen Frieden und die Sicherheit der Welt 
notwendig sind. Es ist nicht unsere Absicht, das deutsche Volk zu vernichten, aber nur 
dann, wenn der Nationalsozialismus und Militarismus ausgerottet sind, wird f¿r die 
Deutschen Hoffnung auf ein w¿rdiges Leben und einen Platz in der 
Vºlkergemeinschaft bestehen. (é) 
 
VI. ¦ber Polen 
Wir sind zur Krim-Konferenz zusammengekommen, um unsere Meinungsverschiedenheiten 
in der polnischen Frage beizulegen. (é) 
Es wurde folgendes Abkommen erzielt: In Polen ist mit der vollstªndigen Befreiung durch die 
Rote Armee eine neue Lage entstanden. (é) Nach Ansicht der Chefs der drei 
Regierungen soll die Ostgrenze Polens entlang der Curzonlinie verlaufen, wobei sie in 
einigen Gebieten 5 bis 8 km zugunsten Polens davon abweichen soll. Die drei 
Regierungschefs erkennen an, dass Polen einen betrªchtlichen Gebietszuwachs im 
Norden und im Westen erhalten muss. Sie sind der Ansicht, dass die Meinung der 
neuen polnischen Regierung der Nationalen Einheit ¿ber den Umfang dieses 
Gebietszuwachses zu gegebener Zeit einzuholen ist und dass die endg¿ltige 
Festlegung der Westgrenze Polens bis zur Friedenskonferenz zur¿ckzustellen ist. 
 
IX. Einigkeit im Frieden wie im Kriege 
Unsere Zusammenkunft hier auf der Krim hat unseren gemeinsamen Entschluss von 
neuem bestªtigt, die Einheitlichkeit der Zielsetzung und des Vorgehens, welche den 
Vereinten Nationen den Sieg in diesem Krieg ermºglicht und gesichert hat, im 
kommenden Frieden aufrechtzuerhalten und zu stªrken. Wir glauben, dass dies eine 
heilige Pflicht ist, deren Erf¿llung unsere Regierungen ihren eigenen Vºlkern sowie 
den Vºlkern der Welt schulden. Nur durch fortlaufende und wachsende Zusammenarbeit 
und Verstªndigung unter unseren drei Lªndern und unter allen friedliebenden Nationen 
kºnnen die hºchsten Bestrebungen der Menschheit verwirklicht werden, nªmlich ein sicherer 
und dauerhafter Frieden, der, in den Worten der Atlantik-Charta, çGewªhr daf¿r bietet, dass 
alle Menschen in allen Lªndern ihr Leben frei von Furcht und Not verbringen kºnnenè. Wir 
sind der Ansicht, dass der Sieg in diesem Kriege und die Gr¿ndung der vorgeschlagenen 
internationalen Organisation die grºÇte Gelegenheit in der Geschichte bieten wird, in den 
kommenden Jahren die f¿r einen solchen Frieden wesentlichen Voraussetzungen zu 
schaffen. 
 
(Dieser Bericht ist von Winston S. Churchill, Franklin D. Roosevelt und J. W. Stalin 
unterzeichnet.) 
Quelle Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, Ergªnzungsblatt Nr. 1, Berlin (1946), S. 4f.; 
(Teheran, Jalta, Potsdam. Dokumentensammlung), Moskau 1967, S. 141 ff. (¦bersetzung 
der Abschnitte IV, VT, VII und VIII: Dr. Eduard Ullmann, Berlin.) 
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ĂWenige Tage zuvor, am 25. April 1945, waren die Einheiten der Sowjetarmee in der 

Nªhe von Torgau mit Einheiten der amerikanischen Truppen zusammengetroffen. Am 

gleichen Tage trat die Konferenz der Vereinten Nationen zusammen, um die Charta 

dieser Weltorganisation auszuarbeiten. 1975 by Staatsverlag der DDR, Berlin 3., 

durchgesehene Auflage 1980, VLN 610 DDR LSV 0436 Lektor: Brigitte Schiek 

Einbandgestaltung: Hans Dºhmel Typografie: Rosemarie Lebek Printed in the German 

Democratic Republic Gesamtherstellung: Staatsdruckerei der Deutschen Demokratischen 

Republik (Rollenoffsetdruck) Bestell-Nr. 771 312 0 EVP 10,00 Markñ 

 
ĂDebellatio Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: 2vollstªndige Besiegung, 

Kriegsbeendigungñ; bellum ĂKriegñ, auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das 

durch vollstªndige Zerstºrung und militªrische Niederringung eines feindlichen Staates 

herbeigef¿hrte Ende eines Krieges.ñ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio
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Die militªrische Kapitulationsurkunde vom 8. Mai 1945 
 
Zitat:  
Ă1. Wir, die hier Unterzeichneten, die wir im Auftrage des Oberkommandos der Deutschen 
Wehrmacht handeln, ¿bergeben hiermit bedingungslos dem Obersten Befehlshaber der 
Alliierten Expeditionsstreitkrªfte und gleichzeitig dem Oberkommando der Roten Armee alle 
gegenwªrtig unter deutschem Befehl stehenden Streitkrªfte zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft. 
 
2. Das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht wird unverz¿glich allen deutschen Land-, 
See- und Luftstreitkrªften und allen unter deutschem Befehl stehenden Streitkrªften den 
Befehl geben, die Kampfhandlungen um 23.01 Uhr mitteleuropªischer Zeit am 8. Mai 1945 
einzustellen, in den Stellungen zu verbleiben, die sie in diesem Zeitpunkt innehaben, und 
sich vollstªndig zu entwaffnen, indem sie ihre Waffen und Ausr¿stung den ºrtlichen alliierten 
Befehlshabern oder den von den Vertretern der obersten alliierten Militªrf¿hrung bestimmten 
Offizieren ¿bergeben. Kein Schiff, Seefahrzeug oder Flugzeug irgendeiner Art darf zerstºrt 
werden, noch d¿rfen Schiffsr¿mpfe, maschinelle Einrichtungen oder Gerªte, Maschinen 
irgendwelcher Art, Waffen, Apparaturen und alle technischen Mittel zur Fortsetzung des 
Krieges im Allgemeinen beschªdigt werden. 
 
3. Das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht wird unverz¿glich den zustªndigen 
Befehlshabern alle von dem Obersten Befehlshaber der Alliierten Expeditionsstreitkrªfte und 
dem Oberkommando der Roten Armee erlassenen zusªtzlichen Befehle weitergeben und 
deren Durchf¿hrung sicherstellen. 
 
4. Diese Kapitulationserklªrung stellt kein Prªjudiz f¿r an ihre Stelle tretende allgemeine 
Kapitulationsbestimmungen dar, die durch die Vereinten Nationen oder in deren Namen 
festgesetzt werden und Deutschland und die Deutsche Wehrmacht als Ganzes betreffen 
werden. 
 
5. Im Falle, dass das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht oder irgendwelche unter 
seinem Befehl stehende Streitkrªfte es versªumen sollten, sich gemªss den Bestimmungen 
dieser Kapitulationserklªrung zu verhalten, werden der Oberste Befehlshaber der Alliierten 
Expeditionsstreitkrªfte und das Oberkommando der Roten Armee alle diejenigen Straf- und 
anderen Massnahmen ergreifen, die sie als zweckmªssig erachten. 
 
6. Diese Erklªrung ist in englischer, russischer und deutscher Sprache aufgesetzt. Allein 
massgebend sind die englische und die russische Fassung. Unterzeichnet zu Berlin am 8. 
Mai 1945. gez. v. Friedeburg gez. Keitel gez. Stumpff F¿r das Oberkommando der 
Deutschen Wehrmacht In Gegenwart von: F¿r den Obersten Befehlshaber der Alliierten 
Expeditionsstreitkrªfte gez. A.W. Tedder Bei der Unterzeichnung waren als General, 
Oberstkommandieren der der Ersten Franzºsischen Armee gez. J. de Lattre-Tassigny F¿r 
das Oberkommando der Roten Armee gez. G. Shukow Zeugen auch zugegen: 
Kommandierender General der Strategischen Luftstreitkrªfte der Vereinigten Staaten gez. 
Carl Spaatzñ 
QUELLE: Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, Ergªnzungsblatt Nr. 1, Berlin (1946), S. 6. 
 

Ergebnis:  
Die Deutschen wurden ab 1945 als sog. "Entwaffnete Feinde" (engl. ĂDisarmed Enemy 
Forcesñ) im handlungsunfªhigen Feindstaat Deutschland mit der Ădeutsche 
Staatsangehºrigkeit" vom 5.02.1934 entrechtet und entmachtet. 
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ĂDurch die, mit meiner Vollmacht am 9.Mai 1945 abgeschlossene bedingungslose 

Kapitulation der drei deutschen Wehrmachtsteile, hat weder das Deutsche Reich aufgehºrt 

zu bestehen, noch ist dadurch mein Amt als Staatsoberhaupt beendet worden. Auch die von 

mir berufene geschªftsf¿hrende Regierung ist im Amt geblieben; mit ihr hat die alliierte 

¦berwachungskommission in Flensburg bis zum 23. Mai im Geschªftsverkehr gestanden.ñ 

Quelle: Vom Bismarck-Reich zum geteilten Deutschland. Berlin: de Gruyter, 1960. (Deutsche 

Geschichte; Band 6) B¿hler, Johannes 
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ĂBrief ¿ber die Rechtlosigkeit deutscher Kriegsgefangener unter der britischen 

Besatzungsmacht < Der Status von feindlichen Streitkrªften, die sich ergeben haben 

Der deutsche Kommandeur eines Internierungslagers in Norddeutschland richtete die 

schriftliche Frage an den britischen Kommandeur, welchen Status er und seine Soldaten 

nach der Kapitulation besitzen. Am 28. Juni 1945 kam die schriftliche Antwort: 

Ihren Brief Nr. 7/45 vom 25. Juni betreffend 1. Sie haben keinen Rechtsstatus. 2. Die 

Bezeichnung ĂBedingungslose Kapitulationñ meint genau, was sie sagt, nªmlich, dass die 

Deutschen, sowohl Soldaten als auch Zivilisten, und alle anderen, die gekªmpft haben oder 

mit den Deutschen im Krieg gegen die Alliierten verb¿ndet waren, absolut keine Rechte oder 

irgendwelche Anspr¿che haben. 3. Es liegt vºllig im Ermessen der Alliierten, ob Sie als 

Kriegsgefangene oder entwaffnete Personen behandelt werden, und ihr Status kann von 

Zeit zu Zeit entsprechend den W¿nschen der Alliierten geªndert werden. 4. Die Genfer oder 

andere Konventionen werden nicht angewandt, noch erhalten Sie Schutz oder Rechte 

wie normale Kriegsgefangene. 5. Das alliierte Oberkommando ist von dieser Feststellung 

informiert worden. Gez. XXX Oberstleutnant 21. Panzerbrigade.> [web05 Overmans, S.89, 

¦bersetzung von Herrn Overmans]ñ 
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Der ĂAlliierte Kontrollratñ: 
 

 
 
Alliierter Kontrollrat/ Gr¿ndung 5. Juni 1945: Der alliierte Kontrollrat ¿bernimmt die 
Verantwortung f¿r das gesamte Deutschland = das sog. ĂDeutsche Reichñ und ist die 
oberste Gewalt. 
 
Feststellung seitens der Regierungen des Vereinigten Kºnigreichs, der Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken sowie der Provisorischen 
Regierung der Franzºsischen Republik ¿ber das Kontrollverfahren in Deutschland  
5. Juni 1945 
 
1. Wªhrend der Zeit, in der Deutschland die sich aus der bedingungslosen 
Kapitulation ergebenden grundlegenden Forderungen erf¿llt, wird in Deutschland die 
oberste Gewalt von den Oberbefehlshabern Grossbritanniens, der Vereinigten Staaten, 
Sowjetrusslands und Frankreichs auf Anweisung ihrer Regierungen ausge¿bt, von 
jedem in seiner eigenen Besatzungszone und gemeinsam in allen Deutschland als ein 
Ganzes betreffenden Angelegenheiten. Die vier Oberbefehlshaber bilden zusammen 
den Kontrollrat. Jeder Oberbefehlshaber wird von einem politischen Berater 
unterst¿tzt. 
 
2. Der Kontrollrat, dessen Entscheidungen einstimmig getroffen werden m¿ssen, trªgt f¿r 
eine angemessene Einheitlichkeit des Vorgehens der einzelnen Oberbefehlshaber in ihren 
entsprechenden Besatzungszonen Sorge und trifft im gegenseitigen Einvernehmen 
Entscheidungen ¿ber alle Deutschland als Ganzes betreffenden wesentlichen Fragen. (é) 
 
5. Die Verbindung zu den anderen hauptsªchlich interessierten Regierungen der Vereinten 
Nationen wird durch Ernennung von Militªrmissionen (denen auch Zivilpersonen angehºren 
kºnnen) bei dem Kontrollrat seitens dieser Regierungen hergestellt. Diese Missionen haben 
zu den die Kontrolle aus¿benden Dienststellen auf dem entsprechenden Dienstweg Zutritt. 
 
6. Organisationen der Vereinten Nationen, sofern sie von dem Kontrollrat zur 
Betªtigung in Deutschland zugelassen werden, sind dem Alliierten Kontrollapparat 
untergeordnet und ihm gegen¿ber verantwortlich. 
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7. Die Verwaltung des Gebietes von Gross-Berlin wird von einer Interalliierten Behºrde 
geleitet, die unter der Leitung des Kontrollrates arbeitet und aus vier Kommandanten 
besteht, deren jeder abwechselnd als Hauptkommandant fungiert. Sie werden von einem 
Stab von Sachbearbeitern unterst¿tzt, der die Tªtigkeit der ºrtlichen deutschen Behºrden 
¿berwacht und kontrolliert. 
 
8. Die oben dargelegte Regelung gilt f¿r die der deutschen Kapitulation folgende 
Besatzungszeit, innerhalb welcher Deutschland die sich aus der bedingungslosen 
Kapitulation ergebenden grundlegenden Forderungen erf¿llt. Eine Regelung f¿r die 
darauffolgende Zeit wird Gegenstand einer Sondervereinbarung bilden. 
5. Juni 1945 
 
Quelle: Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, Ergªnzungsblatt Nr. 1, Berlin (1946), S. 10. 
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Das Potsdamer Abkommen ist als abschlieÇendes Ergebnis des 
Zweiten Weltkrieges vºlkerrechtlich die hºchste verbindliche 
Rechtsnorm und ist das Fundament f¿r die gesamten Ordnung 
nach 1945! 
 

 
(é) Das Potsdamer Abkommen enthªlt als verbindliche Festlegungen vor allem: 
vºllige Abr¿stung und Entmilitarisierung Deutschlands, Verbot jeglicher nazistischer 
Tªtigkeit und Propaganda, Sªuberung des gesamten politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Lebens von Naziaktivisten und Kriegsschuldigen, Bestrafung der 
Kriegsverbrecher, Zerschlagung der Macht des Monopolkapitals als des 
Hauptschuldigen an der Errichtung der faschistischen Diktatur und der Entfesselung 
des Aggressionskrieges, Aufbau demokratischer Selbstverwaltungsorgane, Fºrderung 
der demokratischen politischen Parteien wie ¿berhaupt endg¿ltige Umgestaltung des 
deutschen politischen Lebens auf demokratischer Grundlage. (é) 
Die konsequente Erf¿llung des Potsdamer Abkommens entspricht voll und ganz den 
Lebensinteressen aller Vºlker, darunter auch des deutschen Volkes selbst. Die 
konkrete Verwirklichung der Forderungen, die es mit vºlkerrechtlicher Verbindlichkeit 
gestellt hatte, musste dabei Aufgabe des deutschen Volkes selbst sein. 

 
Textausz¿ge-Quelle:  
1975 Staatsverlag der DDR, Berlin 3., durchgesehene Auflage 1980 VLN 610 DDR LSV 
0436 Lektor: Brigitte Schiek Einbandgestaltung: Hans Dºhmel Typografie: Rosemarie Lebek 
Printed in the German Democratic Republic Gesamtherstellung: Staatsdruckerei der 
Deutschen Demokratischen Republik (Rollenoffsetdruck) Bestell-Nr. 771 312 0 EVP 10,00 
Mark  
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Mitteilung ¿ber die Dreimªchtekonferenz von Berlin vom 2. August 
1945  

 
 

 
ĂDie Dreimªchtekonferenz und das Potsdamer Abkommen 1945ñ 
Quelle: https://www.museumsportal-berlin.de/de/ausstellungen/schloss-cecilienhof-und-die-
potsdamer-konferenz/  

I. Am 17. Juli 1945 trafen sich der Prªsident der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Harry S. Truman, der Vorsitzende des Rates der Volkskommissare der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, Generalissimus J. W. Stalin, und der 
Premierminister GroÇbritanniens, Winston S. Churchill, sowie Herr Clement R. Attlee 
auf der von den drei Mªchten beschickten Berliner Konferenz. Sie wurden begleitet von 
den AuÇenministern der drei Regierungen, W. M. Molotow, Herrn D. F. Byrnes und Herrn A. 
Eden, den Stabschefs und anderen Beratern. In der Periode vom 17. bis 25. Juli fanden 
neun Sitzungen statt. Darauf wurde die Konferenz f¿r zwei Tage unterbrochen, an denen in 
England die Wahlergebnisse verk¿ndet wurden. Am 28. Juli kehrte Herr Attlee in der 
Eigenschaft als Premierminister in Begleitung des neuen AuÇenministers, Herrn E. Bevin, zu 
der Konferenz zur¿ck. Es wurden noch vier Sitzungen abgehalten. Wªhrend der Konferenz 
fanden regelmªÇige Begegnungen der Hªupter der drei Regierungen, von den 
AuÇenministern begleitet, und regelmªÇige Beratungen der AuÇenminister statt. Die 
Kommissionen, die in den Beratungen der AuÇenminister f¿r die vorherige Vorbereitung der 
Fragen eingesetzt worden waren, tagten gleichfalls tªglich. Die Sitzungen der Konferenz 
fanden in Cecilienhof bei Potsdam statt. 
 
Die Konferenz schloss am 2. August 1945. Es wurden wichtige Entscheidungen und 
Vereinbarungen getroffen. Es fand ein Meinungsaustausch ¿ber eine Reihe anderer 
Fragen statt. Die Beratung dieser Probleme wird durch den Rat der AuÇenminister, der auf 
dieser Konferenz geschaffen wurde, fortgesetzt. Prªsident Truman, Generalissimus Stalin 
und Premierminister Attlee verlassen diese Konferenz, welche das Band zwischen den drei 
Regierungen fester gekn¿pft und den Rahmen ihrer Zusammenarbeit und Verstªndigung 
erweitert hat, mit der verstªrkten ¦berzeugung, dass ihre Regierungen und Vºlker, 
zusammen mit anderen Vereinten Nationen, die Schaffung eines gerechten und dauerhaften 
Friedens sichern werden. 
 

https://www.museumsportal-berlin.de/de/ausstellungen/schloss-cecilienhof-und-die-potsdamer-konferenz/
https://www.museumsportal-berlin.de/de/ausstellungen/schloss-cecilienhof-und-die-potsdamer-konferenz/
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II. Die Errichtung eines Rates der AuÇenminister 
 
Die Konferenz erreichte eine Einigung ¿ber die Errichtung eines Rates der AuÇenminister, 
welche die f¿nf Hauptmªchte vertreten, zur Fortsetzung der notwendigen vorbereitenden 
Arbeit zur friedlichen Regelung und zur Beratung anderer Fragen, welche nach 
¦bereinstimmung zwischen den Teilnehmern in dem Rat der Regierungen von Zeit zu Zeit an 
den Rat ¿bertragen werden kºnnen.  
Der Text der ¦bereinkunft ¿ber die Errichtung des Rates der AuÇenminister lautet: 
  
1. Es ist ein Rat zu errichten, bestehend aus den AuÇenministern des Vereinigten 
Kºnigreichs, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, Chinas, Frankreichs und 
der Vereinigten Staaten von Amerika. (é) 
 
3. (I) Als eine vordringliche und wichtige Aufgabe des Rates wird ihm auf-getragen, 
Friedensvertrªge f¿r Italien, Rumªnien, Bulgarien, Ungarn und Finnland aufzusetzen, 
um sie den Vereinten Nationen vorzulegen und Vorschlªge zur Regelung der ungelºsten 
territorialen Fragen, die in Verbindung mit der Beendigung des Krieges in Europa entstehen, 
auszuarbeiten.  
Der Rat wird zur Vorbereitung einer friedlichen Regelung f¿r Deutschland benutzt 
werden, damit das entsprechende Dokument durch die f¿r diesen Zweck geeignete 
Regierung Deutschlands angenommen werden kann, nachdem eine solche Regierung 
gebildet sein wird. 
 

Hinweis zum Teil II 

Die im Teil II ebenfalls vºlkerrechtlich-verbindliche Planung zur Aufsetzung von 

Friedensvertrªgen f¿r Italien, Rumªnien, Bulgarien, Ungarn und Finnland ist in den 

Folgejahren ab 1946 umgesetzt worden!  

Die vºlkerrechtliche Umsetzung Teil II und Teil III in Bezug auf Deutschland wurden bis 

heute nicht erf¿llt. Der vºlkerrechtliche Kriegszustand mit Nazi-Deutschland wurde bis 

heute nicht beendet. 

 

ĂDebellatio Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: 2vollstªndige Besiegung, 

Kriegsbeendigungñ; bellum ĂKriegñ, auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das 

durch vollstªndige Zerstºrung und militªrische Niederringung eines feindlichen Staates 

herbeigef¿hrte Ende eines Krieges.ñ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio 

https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio


- 24 - 

 
 

ĂPariser Friedenskonferenz 1946 Die Pariser Friedenskonferenz war eine Konferenz in 

Paris vom 29.Juli zum 15. Oktober 1946 der im Zweiten Weltkrieg alliierten und assoziierten 

Mªchte einerseits sowie Italien und den ehemaligen Verb¿ndeten der Achsenmªchte 

andererseits. Der Abschluss von Friedensvertrªgen mit Italien, Rumªnien, Ungarn, Bulgarien 

und Finnland war im Sommer 1945 auf der Potsdamer Konferenz im Hinblick auf eine 

Aufnahme in die Organisation der Vereinten Nationen vereinbart und das Verfahren in einem 

Kommuniqu® des Rats der AuÇenminister vom Dezember 1945 konkretisiert worden. Da an 

der Konferenz 33 Staaten teilnahmen, von denen 21 stimmberechtigt waren, wird sie auch 

Konferenz der 21 Nationen genannt. Die Konferenz gab den Staaten, die sich aktiv am Krieg 

gegen die Achsenmªchte beteiligt hatten, Gelegenheit, zu den Vertragsentw¿rfen der 

GroÇmªchte Stellung zu nehmen. Die Anti-Hitler-Koalition, vor allem die Sowjetunion, die 

Vereinigten Staaten und Gro0britannien, verhandelten auf dieser Konferenz die 

Friedensbedingungen mit den europªischen Kriegsgegnern Italien, Rumªnien, Ungarn, 

Bulgarien und Finnland. Italien blieb von den Beratungen ausgeschlossen.  hnlich wie bei 

der Londoner Vorkonferenz durfte Ministerprªsident Alcide De Gasperi lediglich eine 

Ansprache halten. Die am 10. Februar 1947 in Paris unterzeichneten Vertrªge beendeten 

den Kriegszustand zwischen den Vertragsparteien, regelten den Abzug der alliierten 

Besatzungstruppen und die Repatriierung* der Kriegsgefangenen.ñ  

*von spªtlateiisch repatriare Ăins Vaterland zur¿ckkehrenñ) steht f¿r: Zur¿ckf¿hrung von Kriegs- oder 

Zivilgefangenen in die Heimat Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Pariser_Friedenskonferenz_1946 

 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Pariser_Friedenskonferenz_1946
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ĂFriedensvertrag von San Francisco Der Friedensvertrag von San Francisco (englisch 

Treaty of Peace with Japan, japanisch ≤─ , Nihon-Koku to heiwa jºyaku, 

wºrtlich: ĂFriedensvertrag mit dem Staat Japanñ) vom 8. September 1951 war Schlusspunkt 

der am 1. September 1951 in San Francisco erºffneten Friedenskonferenz. Er gab Japan auf 

den japanischen Hauptinseln und weitern Inseln die volle Souverªnitªt zur¿ck und beendete 

dadurch offiziell die Besatzungszeit (1945-1952). Er wurde am 8. September 1951 

unterzeichnet und trat am 28. April 1952 in Kraft. 49 Lªnder unterschrieben das Dokument. 

Allerdings fehlten wichtige Lªnder ï nach Ausbruch des Kalten Krieges- auf der Konferenz 

oder verweigerten ihre Unterschrift, so beispielsweise die Volksrepublik China, die 

Sowjetunion und Indien. Mit den auf die Insel Taiwan gefl¿chteten Vertretern der Republik 

China wurde darauf folgend am Tag des Inkrafttretens des Friedensvertrages von San 

Francisco am 28. April 1952 ein separater Friedensvertrag (Vertrag von Taipeh) geschlossen, 

der in grundsªtzlichen Fragen mit dem Vertrag von San Francisco ¿bereinstimmt. Der 

Premierminister der Volksrepublik, Zhou Enlai, verºffentlichte am 18. September 1952 eine 

Erklªrung, in der er den Friedensvertrag als illegal und ung¿ltig bezeichnete. Mit der 

Volksrepublik China kam es im Jahr 1978 zum Abschluss eines Friedensvertrages. 

Friedensverhandlungen mit der Sowjetunion (und ab 1991 mit der Russischen Fºderation) 

sind immer wieder an offenen Fragen gescheitert. Durch den Vertag von San Francisco 

wurde der Zweite Weltkrieg im pazifischen Raum (Pazifikkrieg) auch diplomatisch beendet, 

und Japan gab die Rolle als imperiale Vormacht in S¿d-Ost-Asien auf. Der Vertrag beruft 

sich in vielen Punkten auf die Charta der Vereinten Nationen und die Allgemeine Erklªrung 

der Menschenrechte, um die Ziele der Alliierten zu unterstreichen und das Schicksal Japans 

in die Hªnde der Internationalen Gemeinschaft zu legen. Ziel der Vereinbarung war auch, 

Japans Aufnahme in die UNO vorzubereiten, das bei der Gr¿ndung sechs Jahre zuvor noch 

als Feindstaat betrachtet wurde (siehe UN-Feindstaatenklausel).ñ 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Friedensvertrag_von_San_Francisco 

 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Friedensvertrag_von_San_Francisco
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Zitat: ĂDie Konferenz von San Francisco, auch bekannt als United Nations Conference 

on International Organization, fand vom 25. April 1945 bis zum 26. Juni 1945 statt. 

Die Konferenz erarbeitete die Charta der Vereinten Nationen, die am 26. Juni 1945 von 

50 alliierten Staaten unterzeichnet wurde. 

Nach der Erklªrung der Atlantik-Charta 1941 durch die Vereinigten Staaten von 

Amerika und GroÇbritannien kam es durch die Mitarbeit der Sowjetunion und der 

Republik China an der neuen Friedensordnung nach dem Zweiten Weltkrieg zur 

Moskauer Deklaration der vier Mªchte. Es sollte schnellstmºglich eine allgemeine, auf 

dem Prinzip der souverªnen Gleichheit aller friedliebenden Staaten aufbauende 

Organisation zur Aufrechterhaltung des Friedens und der internationalen Sicherheit 

geschaffen werden. 

Wªhrend des Zweiten Weltkriegs hatten sich die Vºlker, die sich gegen Deutschland, 

Italien, Japan und die von ihnen abhªngigen Staaten verb¿ndet hatten, als ĂVereinte 

Nationenñ verstanden und bezeichnet.  

Aus diesen B¿ndnissen sollte nun eine Organisation aller Nationen der Welt werden.ñ 

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Konferenz_von_San_Francisco  

 
ĂDie N¿rnberger Prozesse Sie fanden vom 20. November 1945 bis 14. April 1949 statt 

und umfassten den N¿rnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher sowie 

mehrere sogenannte N¿rnberger Nachfolgeprozesse.ñ 
Quelle: https://www.lpb-bw.de/nuernberger-prozesse  

 

Die vºlkerrechtlich-verbindlichen Regelungen in Bezug auf den Feindstaat 

Deutschland (Abschnitt III) des Potsdamer Abkommens vom 2. August 1945: 

Die alliierten Siegermªchte des ĂZweiten Weltkriegesñ haben den Deutschen, aufgrund 

der offenen Billigung der Nazi-F¿hrung und des blinden Gehorsams, die 

Verantwortung f¿r die Verbrechen des Nationalsozialismus mit ¿bertragen. 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Konferenz_von_San_Francisco
https://www.lpb-bw.de/nuernberger-prozesse
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Mitteilung ¿ber die Dreimªchtekonferenz von Berlin 
 
2. August 1945 1 allgemein unter der Bezeichnung çPotsdamer Abkommenè bekannt (d. Hrsg.). 
 
Teil III Deutschland 
Alliierte Armeen f¿hren die Besetzung von ganz Deutschland durch, und das deutsche Volk 
fªngt an, die furchtbaren Verbrechen zu b¿Çen, die unter der Leitung derer, welche es 
zurzeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind gehorcht hat, begangen 
wurden. Auf der Konferenz wurde eine ¦bereinkunft erzielt ¿ber die politischen und 
wirtschaftlichen Grundsªtze der gleichgeschalteten Politik der Alliierten in Bezug auf das 
besiegte Deutschland in der Periode der alliierten Kontrolle. 
Das Ziel dieser ¦bereinkunft bildet die Durchf¿hrung der Krim-Deklaration ¿ber 
Deutschland. Der deutsche Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die 
Alliierten treffen nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft 
auch andere MaÇnahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals mehr seine 
Nachbarn oder die Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann. Es ist 
nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu vernichten oder zu versklaven. 
Die Alliierten wollen dem deutschen Volk die Mºglichkeit geben, sich darauf 
vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage von 
neuem wiederaufzubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen Volkes 
unablªssig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm 
mºglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedlichen Vºlkern 
der Welt einzunehmen. 
 
Der Text dieser ¦bereinkunft lautet: Politische und wirtschaftliche Grundsªtze, deren man 
sich bei der Behandlung Deutschlands in der Anfangsperiode der Kontrolle bedienen muss: 
A. Politische Grundsªtze 
1. Entsprechend der ¦bereinkunft ¿ber das Kontrollsystem in Deutschland wird die hºchste 
Regierungsgewalt in Deutschland durch die Oberbefehlshaber der Streitkrªfte der 
Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten Kºnigreichs, der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken und der Franzºsischen Republik nach den Weisungen ihrer 
entsprechenden Regierungen ausge¿bt, und zwar von jedem in seiner Besatzungszone 
sowie gemeinsam in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Kontrollrates in den Deutschland als 
Ganzes betreffenden Fragen. 
2. Soweit dies praktisch durchf¿hrbar ist, muss die Behandlung der deutschen Bevºlkerung 
in ganz Deutschland gleich sein. 
3. Die Ziele der Besetzung Deutschlands, durch welche der Kontrollrat sich leiten lassen soll, 
sind: (I) Vºllige Abr¿stung und Entmilitarisierung Deutschlands und die Ausschaltung der 
gesamten deutschen Industrie, welche f¿r eine Kriegsproduktion benutzt werden kann, oder 
deren ¦berwachung. (é) 
Die Nationalsozialistische Partei mit ihren angeschlossenen Gliederungen und 
Unterorganisationen ist zu vernichten; alle nationalsozialistischen  mter sind 
aufzulºsen; es sind Sicherheiten daf¿r zu schaffen, dass sie in keiner Form wieder 
auferstehen kºnnen; jeder nazistischen und militaristischen Betªtigung und 
Propaganda ist vorzubeugen. 
(IV) Die endg¿ltige Umgestaltung des deutschen politischen Lebens auf 
demokratischer Grundlage und eine eventuelle friedliche Mitarbeit Deutschlands am 
internationalen Leben sind vorzubereiten. 
 
4. Alle nazistischen Gesetze, welche die Grundlagen f¿r das Hitlerregime geliefert 
haben oder eine Diskriminierung auf Grund der Rasse, Religion oder politischer 
¦berzeugung errichteten, m¿ssen abgeschafft werden. Keine solche Diskriminierung, 
weder eine rechtliche noch eine administrative oder irgendeiner anderen Art, wird 
geduldet werden. 
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5. Kriegsverbrecher und alle diejenigen, die an der Planung oder Verwirklichung 
nazistischer MaÇnahmen, die Grªuel oder Kriegsverbrechen nach sich zogen oder als 
Ergebnis hatten, teilgenommen haben, sind zu verhaften und dem Gericht zu 
¿bergeben. Nazistische Parteif¿hrer, einflussreiche Nazianhªnger und die Leiter der 
nazistischen  mter und Organisationen und alle anderen Personen, die f¿r die 
Besetzung und ihre Ziele gefªhrlich sind, sind zu verhaften und zu internieren. 
 
6. Alle Mitglieder der nazistischen Partei, welche mehr als nominell an ihrer Tªtigkeit 
teilgenommen haben, und alle anderen Personen, die den alliierten Zielen feindlich 
gegen¿berstehen, sind aus den ºffentlichen oder halbºffentlichen  mtern und von 
den verantwortlichen Posten in wichtigen Privatunternehmungen zu entfernen. Diese 
Personen m¿ssen durch Personen ersetzt werden, welche nach ihren politischen und 
moralischen Eigenschaften fªhig erscheinen, an der Entwicklung wahrhaft 
demokratischer Einrichtungen in Deutschland mitzuwirken. (é) 
 
9. Die Verwaltung Deutschlands muss in Richtung auf eine Dezentralisation der 
politischen Struktur und der Entwicklung einer ºrtlichen Selbstverantwortung 
durchgef¿hrt werden. 
 
Zu diesem Zwecke: (é) 
(IV) Bis auf weiteres wird keine zentrale deutsche Regierung errichtet werden. Jedoch 
werden einige wichtige zentrale deutsche Verwaltungsabteilungen errichtet werden, an deren 
Spitze Staatssekretªre stehen, und zwar auf den Gebieten des Finanzwesens, des 
Transportwesens, des Verkehrswesens, des AuÇenhandels und der Industrie. Diese 
Abteilungen werden unter der Leitung des Kontrollrates tªtig sein. (é) 
 
IX Polen 
(é) b) Bez¿glich der Westgrenze Polens wurde folgendes Abkommen erzielt: (é) 
Die Hªupter der drei Regierungen stimmen darin ¿berein, dass bis zur endg¿ltigen 
Festlegung der Westgrenze Polens die fr¿her deutschen Gebiete ºstlich der Linie, die 
von der Ostsee unmittelbar westlich von Swinem¿nde und von dort die Oder entlang 
bis zur Einm¿ndung der westlichen NeiÇe und die westliche NeiÇe entlang bis zur 
tschechoslowakischen Grenze verlªuft, einschlieÇlich des Teiles OstpreuÇens, der 
nicht unter die Verwaltung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in 
¦bereinstimmung mit den auf dieser Konferenz erzielten Vereinbarungen gestellt wird, 
und einschlieÇlich des Gebietes der fr¿heren Freien Stadt Danzig, unter die 
Verwaltung des polnischen Staates kommen und in dieser Hinsicht nicht als Teil der 
sowjetischen Besatzungszone in Deutschland betrachtet werden sollen.  (é) 
Textausz¿ge-Quelle:  
1975 Staatsverlag der DDR, Berlin 3., durchgesehene Auflage 1980 VLN 610 DDR LSV 
0436 Lektor: Brigitte Schiek Einbandgestaltung: Hans Dºhmel Typografie: Rosemarie Lebek 
Printed in the German Democratic Republic Gesamtherstellung: Staatsdruckerei der 
Deutschen Demokratischen Republik (Rollenoffsetdruck) Bestell-Nr. 771 312 0 EVP 10,00 
Mark  
Entsprechend der vºlkerrechtlich-verbindlichen Beschl¿sse der Alliierten Mªchte vom 

02.08.1945 wurde die Entnazifizierung Deutschlands = des Deutschen Reiches 

gesetzlich zu Wege gebracht.  

Zitat: ĂSHAEF-Gesetz Nr.1 Artikel III Allgemeine Auslegungsvorschriften 4. Die 

Auslegung oder Anwendung Deutschen Rechts nach nationalsozialistischen 

Grundsªtzen, gleichg¿ltig wo oder wann dieselben kundgemacht ist verboten!ñ  

Quelle: https://idcards.me/client/sections/downloads/shaef/SHAEF%20Milit%C3%A4rgesetze.pdf  

 

https://idcards.me/client/sections/downloads/shaef/SHAEF%20Milit%C3%A4rgesetze.pdf
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Kontrollratsdirektive Nr. 24  

 
Zitat: ĂEntfernung von Nationalsozialisten und Personen, die den Bestrebungen der 
Alliierten feindlich gegenüberstehen, aus Ämtern und verantwortlichen Stellungen  

vom 12. Januar 1946 

geändert am 16. November 1946 (ABl. S. 228, ber. S. 287) 

für die Bundesrepublik Deutschland außer Wirkung gesetzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes Nr. A-37 der Alliierten Hohen Kommission vom 5. Mai 1955 (ABl. 

AHK S. 3268)  
 

für die DDR außer Wirkung gesetzt durch 
Beschluß des Ministerrats der UdSSR über die Auflösung der Hohen Kommission der 

Sowjetunion in Deutschland vom 20. September 1955 

Der Kontrollrat erläßt die folgende Direktive:  

1. Zweck und Ziel  

Die Dreimächte-Konferenz in Berlin stellte als Ziel der Besetzung Deutschlands unter 
anderem fest: Die Entfernung aller Mitglieder der Nationalsozialistischen Partei, die ihr aktiv 
und nicht nur nominell angehört haben, und aller derjenigen Personen, die den 
Bestrebungen der Alliierten feindlich gegenüberstehen, aus öffentlichen und halböffentlichen 
Ämtern und aus verantwortlichen Stellungen in bedeutenden privaten Unternehmen. Diese 
sind durch solche Personen zu ersetzen, die nach ihrer politischen und mor alischen 
Einstellung für fähig erachtet werden, die Entwicklung wahrer demokratischer 
Einrichtungen in Deutschland zu fºrdern.ñ 
Quelle: https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive24.htm  
 
Ergebnis: 
Das bis heute geltende Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und 
Militarismus (sog. "Befreiungsgesetz") als Mºglichkeit f¿r die Deutschen ihre 
Verantwortung zur Erf¿llung des Potsdamer Abkommens wahrzunehmen und bei der 
Entnazifizierung des eigenen Staates entscheidend mitzuwirken. 
 

 

 

https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive24.htm
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ĂAls der Alliierte Kontrollrat eine Direktive zur Entnazifizierung erlieÇ 
Das am 5, Mªrz 1946 in der amerikanischen Zone erlassene ĂGesetz zur Befreiung von 
Nationalsozialismus und Militarismusñ bildete den ernsthaften Versuch, die Entnazifizierung 
von ¿ber acht Millionen Parteimitgliedern in die Wege zu leiten (é) 
Am 12. Oktober 1946 erlieÇen die Militªrgouverneure der vier Besatzungszonen ihre 
ĂKontrollratsdirektive Nr. 38ñ. (é)ñ 
Quelle: https://www.deutschlandfunk.de/vor-75-jahren-als-der-alliierte-kontrollrat-eine-
direktive-100.html  
 

https://www.deutschlandfunk.de/vor-75-jahren-als-der-alliierte-kontrollrat-eine-direktive-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/vor-75-jahren-als-der-alliierte-kontrollrat-eine-direktive-100.html
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Die Kontrollratsdirektive Nr. 38  

 
Zitat: ĂDie Kontrollratsdirektive Nr. 38 war (IST!) eine vom Alliierten Kontrollrat am 12. 
Oktober 1946 erlassene Direktive zur Entnazifizierung in Deutschland.  
Sie betrifft laut ihrem Titel die ĂVerhaftung und Bestrafung von Kriegsverbrechern, 
Nationalsozialisten und Militaristen und die Internierung, Kontrolle und Überwachung 
von mºglicherweise gefªhrlichen Deutschenñ.[1] 
In der amerikanischen Besatzungszone galt (GILT!) bereits seit dem 5. März 1946 das 
Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus (Befreiungsgesetz). Die 
Direktive Nr. 38 sollte nun einem einheitlichen Vorgehen in den vier Besatzungszonen 
dienen, insbesondere bei den Spruchkammerverfahren. Im Kern ging es darum, die im 
Befreiungsgesetz vorgenommene Einteilung der ĂVerantwortlichenñ in f¿nf Gruppen 
für a lle Besatzungszonen allgemeinverbindlich zu machen.[ 2]  
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Kontrollratsdirektive_Nr._38  

 

Kontrollratsdirektive Nr. 38  
 

Verhaftung und Bestrafung von Kriegsverbrechern, Nationalsozialisten und 
Militaristen und Internierung, Kontrolle und Überwachung von möglicherweise 

gefährlichen Deutschen   
vom 12. Oktober 1946  

 
Abschnitt II  

(Auszug)  

Artikel 1. Gruppen der Verantwortlichen. Zur gerechten Beurteilung der 
Verantwortlichkeit und zur Heranziehung zu Sühnemaßnahmen (ausgenommen in 
dem unten folgenden Falle 5) werden folgende Gruppen gebildet: 
l. Hauptschuldige;  
2. Belastete (Aktivisten, Militaristen und Nutznießer);  
3. Minderbelastete (Bewährungsgruppe);  
4. Mitläufer;  
5. Entlastete (Personen der vorstehenden Gruppen, welche vor einer Spruchkammer 
nachweisen können, daß sie nicht schuldig sind).  

Diese Direktive ist zwar g¿ltig, muss aber wieder in Wirkung gesetzt werden!  
Das betrifft alle Rechtsgrundlagen, wie Gesetze, Direktiven und Verordnungen zur 
Entnazifizierung und Entmilitarisierung des weiter existierenden ĂNazi-Deutschlandsñ! 
 
Die komplette Direktive  
Quelle: https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive38.htm  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Kontrollratsdirektive_Nr._38
https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive38.htm
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Gesetz Nr. 104 zur Befreiung von Nationalsozialismus und 
Militarismus  

vom 5. März 1946 

geändert durch 
Gesetz Nr. 902 vom 23. Oktober 1947 (RegBl. S. 119) 

Gesetz Nr. 922 vom 29. März 1948 (RegBl. S. 58) 
Gesetz Nr. 923 vom 31. März 1948 (RegBl. S. 58) 

1. Nationalsozialismus und Militarismus haben in Deutschland zwölf Jahre die 
Gewaltherrschaft ausgeübt, schwerste Verbrechen gegen das deutsche Volk und die Welt 
begangen, Deutschland in Not und Elend gestürzt und das Deutsche Reich zerstört. Die 
Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus ist eine unerläßliche 
Vorbedingung für den politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Wiederaufbau.  

2. Während der vergangenen Monate, die der Kapitulation folgten, hat die Amerikanische 
Militärregierung die Entfernung und den Ausschluß von Nationalsozialisten und Militaristen 
aus der Verwaltung und anderen Stellen durchgeführt. 

3. Der Kontrollrat hat am 12. Januar 1946 für ganz Deutschland Richtlinien für diese 
Entfernung und den Ausschluß in der Anweisung Nr. 24 aufgestellt, die für die deutschen 
Regierungen und für das deutsche Volk verbindlich sind. 

4. Das Gesetz Nr. 8 der Militärregierung einschließlich seiner ersten Ausführungs-
Verordnung hat die Befreiung auf das Gebiet der gewerblichen Wirtschaft ausgedehnt und 
das Vorstellungsverfahren durch deutsche Prüfungsausschüsse eingeführt. 

5. Die Amerikanische Militärregierung hat nunmehr entschieden, daß das deutsche 
Volk die Verantwortung für die Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus 
auf allen Gebieten mitübernehmen kann.  Der Erfüllung der damit dem deutschen Volk 
übertragenen Aufgabe dient dieses Gesetz, das sich im Rahmen der Anweisung Nr. 24 des 
Kontrollrates hält.  
Das komplette Gesetz  
Quelle: https://www.verfassungen.de/bw/wuerttemberg-baden/befreiungsgesetz46.htm  
 
Zitat Potsdamer Abkommen 2.August 1945:  
ĂEs ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu vernichten oder zu versklaven. 
Die Alliierten wollen dem deutschen Volk die Mºglichkeit geben, sich darauf vorzubereiten, 
sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage von neuem 
wiederaufzubauen.  
Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen Volkes unablªssig auf die 
Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm mºglich sein, zu 
gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedlichen Vºlkern der Welt 
einzunehmen." 
 
In allen vier Besatzungszonen wurden zusªtzlich Beschl¿sse zur Enteignung und 
vºlligen Entmachtung des faschistischen Monopolkapitals und der GroÇgrundbesitzer 
angenommen. 

 

https://www.verfassungen.de/bw/wuerttemberg-baden/befreiungsgesetz46.htm
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Beispiel Aufhebung faschistischer Gesetze SMAD-Befehl Nr. 79  vom 27.09.1945 
Quelle: https://www.reichsgesetzblatt.de/D/ABl-SU/1945/haupt.htm  
Quelle: https://www.gvoon.de/art/dokumente/1945/befehle-sowjetische-militaerverwaltung-
deutschland-1945/pdf/befehle-sowjetische-militaerverwaltung-deutschland-1945-seite_44.pdf 

https://www.reichsgesetzblatt.de/D/ABl-SU/1945/haupt.htm
https://www.gvoon.de/art/dokumente/1945/befehle-sowjetische-militaerverwaltung-deutschland-1945/pdf/befehle-sowjetische-militaerverwaltung-deutschland-1945-seite_44.pdf
https://www.gvoon.de/art/dokumente/1945/befehle-sowjetische-militaerverwaltung-deutschland-1945/pdf/befehle-sowjetische-militaerverwaltung-deutschland-1945-seite_44.pdf


- 34 - 

 
 

 

Die Volksabstimmung bestªtigt die Verfassung am 1. Dezember 1946 mit groÇer 

Mehrheit 

Zitat: In Hessen findet die von der amerikanischen Militªrregierung geforderte Abstimmung 
¿ber den am 29. Oktober 1946 beschlossenen Verfassungsentwurf statt. Dabei stimmen 
1.156.710 Wªhler mit Ja (76,75 % der g¿ltigen Stimmen) und 350.358 (23,25 %) mit Nein. 
216.148 Stimmen sind ung¿ltig. ¦ber den Artikel 41 der Verfassung, der die 
Verstaatlichung der GroÇbetriebe betrifft, wird gesondert abgestimmt. Mit Ja stimmen 
dabei 1.081.124 Wªhler (71,92 % der g¿ltigen Stimmen), mit Nein 422.159 (28,08 %). 
219.971 Stimmen sind ung¿ltig. Damit ist dieser Artikel wie die Verfassung insgesamt 
angenommen.ñ Quelle: https://www.lagis-hessen.de/de/subjects/idrec/sn/edb/id/141 

https://www.lagis-hessen.de/de/subjects/idrec/sn/edb/id/141
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ĂHorst Schneider Was des Volkes Hªnde schaffen, soll des Volkes eigen sein Der 

Volksentscheid ¿ber die Enteignung der Kriegs- und Naziverbrecher am 30. Juni 1946 in 

Sachsenñ Quelle: https://buchparadies24.de/details/48023/was-des-volkes-haende-schaffen-soll-des-

volkes-eigen-sein-der-volksentscheid-ueber-die-enteignung-der 

ĂVolksentscheid in Sachsen 1946 Der Volksentscheid in Sachsen ¿ber das Gesetz ¿ber 

die ¦bergabe von Betrieben von Kriegs- und Naziverbrechern in das Eigentum des Volkes 

am 30. Juni 1946 war die erste Abstimmung in Deutschlandnach dem Zweiten Weltkrieg*. 

Das Gesetz sah die entschªdigungslose Enteignung von GroÇgrundbesitzern, 

Kriegsverbrechern und aktiven Nationalsozialisten vor. Mit einer Mehrheit von 77,56 % 

nahmen die Abstimmenden die Vorlage an. Das dem Entscheid nach damals in  Sachsen 

geltender Rechtslage eigentlich zwingend vorausgehende Volksbegehren wurde aufgrund 

der Verordnung ¿ber Volksbegehren und Volksentscheid vom 4. April 1946 umgangen. 

Insofern handelte es sich bei dem Volksentscheid in Sachsen um kein direktdemokratisches 

Initiativverfahren, sondern vielmehr um ein Referendum. Der Volksentscheid selbst wurde 

hingegen nach demokratischen Grundsªtzen korrekt durchgef¿hrt.ñ 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Volksentscheid_in_Sachsen_1946 

*Anmerkung: Ănach dem Zweiten Weltkriegñ bekannte Kriegslist 

https://buchparadies24.de/details/48023/was-des-volkes-haende-schaffen-soll-des-volkes-eigen-sein-der-volksentscheid-ueber-die-enteignung-der
https://buchparadies24.de/details/48023/was-des-volkes-haende-schaffen-soll-des-volkes-eigen-sein-der-volksentscheid-ueber-die-enteignung-der
https://de.wikipedia.org/wiki/Volksentscheid_in_Sachsen_1946
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ĂDer Volksentscheid in Sachsen  über das Gesetz über die Übergabe von Betrieben von 

Kriegs- und Naziverbrechern in das Eigentum des Volkes am 30. Juni 1946 war die erste 

Abstimmung in der Sowjetischen Besatzungszone und zugleich die erste 

direktdemokratische Abstimmung in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg. Das Gesetz 

sah die entschädigungslose Enteignung von Großgrundbesitzern, Kriegsverbrechern und 

aktiven Nationalsozialisten vor. Mit einer Mehrheit von 77,56 % nahmen die Abstimmenden 

die Vorlage an.  

Das dem Entscheid nach damals in Sachsen geltender Rechtslage eigentlich zwingend 

vorausgehende Volksbegehren wurde aufgrund der Verordnung über Volksbegehren und 

Volksentscheid vom 4. April 1946 umgangen.[1] Insofern handelte es sich bei dem 

Volksentscheid in Sachsen um kein direktdemokratisches Initiativverfahren, sondern 

vielmehr um ein Referendum. Der Volksentscheid selbst wurde hingegen nach 

demokratischen Grundsªtzen korrekt durchgef¿hrt.ñ  
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Volksentscheid_in_Sachsen_1946  

 ĂAls der Alliierte Kontrollrat eine Direktive zur Entnazifizierung erlieÇñ 
 
Zitat: Am 12. Oktober 1946 erlieÇen die Militªrgouverneure der vier Besatzungszonen ihre 
ĂKontrollratsdirektive Nr. 38ñ. 
(é) 
Das am 5. Mªrz 1946 in der amerikanischen Zone erlassene ĂGesetz zur Befreiung von 
Nationalsozialismus und Militarismusñ bildete den ernsthaften Versuch, die 
Entnazifizierung von ¿ber acht Millionen Parteimitgliedern in die Wege zu leiten. 
(é) 
ĂMit diesem Gesetz wurden dann auch die deutschen Spruchkammern installiert  ï und 
diese Spruchkammern sollten nun sozusagen eine Sichtung vornehmen von echten Nazis, 
von den schweren Fällen, die man auch weiterhin vom öffentlichen Dienst ausschalten 
wollte, und der groÇen Masse der Mitlªufer.ñ 
Quelle: https://www.deutschlandfunk.de/vor-75-jahren-als-der-alliierte-kontrollrat-eine-direktive-
100.html  

https://de.wikipedia.org/wiki/Volksentscheid_in_Sachsen_1946
https://www.deutschlandfunk.de/vor-75-jahren-als-der-alliierte-kontrollrat-eine-direktive-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/vor-75-jahren-als-der-alliierte-kontrollrat-eine-direktive-100.html
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Telford Taylor 

Der amerikanische Hauptanklªger, Telford Taylor, im N¿rnberger 

Kriegsverbrecherprozess gegen IG Farben sah die Entwicklung voraus, als er sagte:  

ĂDiese Verbrecher von IG Farben sind die wahren Kriegsverbrecher. Wenn die 

Schuld dieser Verbrecher nicht ans Licht gebracht wird und wenn sie nicht 

bestraft werden, werden sie eine viel grºÇere Bedrohung f¿r den zuk¿nftigen 

Frieden in der Welt darstellen als Hauptkriegsverbrecher Hitler.ñ 
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4. Metapher: Die erste Schlacht um ĂMittelerdeñ = 

Deutschland und Europa!  

 
Im Totenreich der verdammten Seelen! 

 
Die Bundesrepublik Deutschland, als Besatzungsverwaltung auf Nazi-

Deutschland, verkºrpert das Reich der Toten. 

ĂDie Abgestumpftheit ist der ªuÇerste Grad des Todesñ  

- Berthold Brecht 

 

Alle Menschen, die in das BRD-Totenreich geboren werden, sind in eine ¿ble 

Verdammnis geboren!  

Seien es nun indigene Deutsche und deren Nachfahren oder der mehrheitliche Nachwuchs 

der Migranten! 

Aufgeweckte freie Seelen werden wie in einer Hºllenschmiede zu abgestumpften, ruhelosen 

Geistern um-geschmiedet. 

Der freie Geist wird von Geburt an mittels ausgekl¿gelter Aufzuchtprogramme effektiv 

versklavt! 

Alle Bed¿rfnisse wie Nahrung, Sicherheit, soziale Zugehºrigkeit, Anerkennung, 

Selbstverwirklichung werden im Reich der Toten durch das primitive Geld- bzw. 

Geschªftsdenken befriedigt.  

Das gesamte nichtmenschliche Verhalten der ruhelosen Geister dreht sich ausschlieÇlich um 

den satanischen Moneta-Mammon-Gºtzen-Dienst.  

Satanisch programmierte Eltern, Erzieher, Lehrer und die gesamte gesellschaftliche 

Hºllenstruktur des Totenreiches transformieren den freien Willen des Neugeborenen 

schrittweise zu einem gleichgeschalteten Willen zum Nichts! 

Der Wille zum Nichts ist das Ergebnis der Nihilismus-Programmierung. (Verneinung!) 

Der durch die Erziehung Ănormalñ gemachte Sklave hat kein Verlangen nach hºheren Werten 

und sieht keinen (hºheren) Sinn im Leben.  
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Sein ruheloser Geist beherrscht alle Schutzmechanismen zur Abwehr der Wahrheit.  

Das ĂUml¿genñ der eigenen Versklavung zum selbstzufriedenen ĂGutmenschenñ vergoldet 

das Totenreich der Verdammnis!  

Das unmenschliche BRD-System tritt so nach auÇen stets als ein buntes ĂSchlaraffenlandñ in 

Erscheinung. 

Die Ignoranz gegen¿ber dem offenen Nazismus, Militarismus, Satanismus, Krieg, Terror und 

Vºlkermord samt der kollektiven Abgestumpftheit als ªuÇerster Grad des Todes bestimmen 

den Alltag im Totenreich der Verdammten. Die Religion im Totenreich ist die vollstªndige 

Unterwerfung, der blinde Gehorsam und die offene Billigung des ultimativ Bºsen. Nur der 

erkennende Geist, der wirklich frei werden will, kann aus der groÇen seelisch toten Mehrheit 

des BRD-Totenreiches heraustreten.  

Daf¿r muss der erkennende Mensch verstehen, wovon er sich befreien will und wof¿r er 

denn frei werden mºchte.  

Nur durch unablªssige geistige Arbeit und das Sammeln echter Erkenntnisse vom Boden der 

Wahrheit, kann sich der Versklavte, das noch nicht abgestumpfte Lebewesen, schrittweise 

aus dem Totenreich heraus entwickeln und sich als frei beseeltes Lebewesen ĂMenschñ 

zur¿ckgewinnen.  

Sollte es sich um einen indigenen Deutschen handeln, so wird er sich automatisch der 

deutschen Minderheit anschlieÇen.  

Die Nationale Befreiungsbewegung Deutschland - staatenlos.info ist kein H¿ter des BRD-

Totenreiches, sondern hat zum Ziel, Menschen aus dem Totenreich herauszulocken, so dass 

diese befreiten Seelen selbst eines Tages mitschaffende Verb¿ndete im k¿nftigen 

Heimatreich der Deutschen sein werden! 

Ein Kampf gegen Phantome (Geister) ist nicht mit irdischen Waffen zu gewinnen! 

Ein direkter Kampf gegen die toten BRD-Dªmonen, deren Phantomverwaltung im Phantom-

Deutschland ist vºllig sinnlos! 

Jeder ĂSchussñ gegen das Reich der Toten und seine Symptom-Gespenster, die auch im 

Ausland ihr Unwesen treiben, verfehlt seine Wirkung.  

Es gibt nur ein vºlkerrechtliches Mittel, um den Hºllentanz der BRD-Toten zu beenden und 

die letzten Deutschen aus dem satanischen Bann-Fluch zu erlºsen! 
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Ergebnis: 

Nur die Erf¿llung des Potsdamer Abkommens zusammen mit der Nationalen 

Befreiungsbewegung Deutschlands ï staatenlos.info verschafft die richtige 

Umsetzung als vºlkerrechtliche Grundlage zur Lºsung aller Probleme!  
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Der Bannfluch ¿ber Deutschland und die Deutschen, damit ¿ber die gesamte 

Menschheit, kann nur ¿ber das alliierte Militªrrecht in Verbindung mit dem internationalen 

Vºlkerrecht gebrochen werden! 

Umsetzung Befreiungsgesetz GG139 & Geltungsdauer der BRD GG146: 

Erst wenn das erkannt wird, kann die Schºpfung vor der satanischen Vernichtung gerettet 

werden! 

Die alliierten Siegermªchte haben den Deutschen die Verantwortung f¿r die Verbrechen des 

Nationalsozialismus mit¿bertragen.  

Der allgemeine Kriegszustand bleibt so lange aktiv, bis die Deutschen aus der Vergangenheit 

tatsªchlich gelernt haben. 

In den Bestimmungen des Potsdamer Abkommens Teil III Deutschland wurde den Deutschen 

die konkrete Mºglichkeit gegeben, ihren Platz unter den freien Vºlkern wieder einzunehmen, 

wenn die Deutschen unablªssig ihren Willen zur Entnazifizierung und zur Erf¿llung des 

Potsdamer Abkommens zeigen!  

Nur so kann die Menschheit in den gºttlichen Welt-Frieden kommen und vor der Vernichtung 

bewahrt werden! 

Damit liegt das Schicksal der gesamten Menschheit in den Hªnden einer kleinen deutschen 

Minderheit - der ĂNationalen Befreiungsbewegung Deutschland staatenlos.infoñ! 

Warum wird die Umsetzung des Potsdamer Abkommens so hartnªckig blockiert? 

Die Vereinten Nationen mit deren 193 Mitgliedsstaaten sind das Feindstaatenb¿ndnis gegen 

das weiter existierende, aber handlungsunfªhige ĂDeutschlandñ = das ĂDeutsche Reichñ im 

Rechts- und Gebietsstand vom 31. Dezember 1937. 

Durch die Erf¿llung des Potsdamer Abkommens wird dieser vºlkerrechtliche Staat 

ĂDeutschlandñ wieder handlungsfªhig, kann dadurch die Friedensvertrªge zur endg¿ltigen 

Beendigung des ĂZweiten Weltkriegesñ abschlieÇen und seine vollstªndige Entnazifizierung 

und Entmilitarisierung durchf¿hren. 

Die sog. ĂHochfinanz-Plutokratieñ IWF und die Weltbank sind Handelsorganisationen des 

UN-Feindstaatenb¿ndnisses gegen Deutschland.  

Diese privaten Handelsorganisationen haben durch Kreditvergabe an die 193 UN- 

Mitgliedsstaaten die absolute Kontrolle auf der gesamten Erde inne. Gleichzeitig ist 

Deutschland = das sog. ĂDeutsche Reichñ nicht ein Teil der Vereinten Nationen und als 

handlungsunfªhiger Staat, nicht bei der IWF oder Weltbank verschuldet. 

Erinnerung: Die BRD ist nicht Deutschland = siehe sog. ĂFalse Flag Operationñ: ĂDie BRD ist 
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nicht Deutschlandñ! Die Weltbank und der IWF kºnnen darum nicht an der Beendigung des 

internationalen Kriegszustandes interessiert sein. 

Die Deutschen haben durch die Erf¿llung des Potsdamer Abkommens die Mºglichkeit in 
freier Selbstbestimmung auch das satanische Geldsystem und den ¿bervorteilenden Handel 
auf ihrem Staatsgebiet ein f¿r alle Mal zu beenden.  
Diese deutsche Minderheit hat eine eigene geistig-moralische Codierung, die nichts mit dem 
satanischen ĂGeschªftsdenkenñ zu tun hat und sieht ihre Zukunft in einer eigenen, 
mildtªtigen Gesellschaftsordnung. 
 

Alle rechtlichen Vorrausetzungen sind den Deutschen gegeben! 

Zitat: ĂSHAEF-Gesetz Nr.1 Artikel III Allgemeine Auslegungsvorschriften 4. Die 

Auslegung oder Anwendung Deutschen Rechts nach nationalsozialistischen 

Grundsªtzen, gleichg¿ltig wo oder wann dieselben kundgemacht ist verboten!ñ 
Quelle: https://idcards.me/client/sections/downloads/shaef/SHAEF%20Milit%C3%A4rgesetze.pdf  

 

 

Das wahre Leben kann erst nach dem BRD-Totenreich beginnen! 
 

 
Aus "Herr der Ringeñ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Der_Herr_der_Ringe  

 

 

https://idcards.me/client/sections/downloads/shaef/SHAEF%20Milit%C3%A4rgesetze.pdf
https://de.wikipedia.org/wiki/Der_Herr_der_Ringe
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ĂMILIT RREGIERUNG ï DEUTSCHLAND KONTROLL-GEBIET DES OBERSTEN 

BEFEHLSHABERS Gesetz Nr. 1 AUFHEBUNG NATIONALSOZIALISTISCHER GESETZE 

Um die Grundsªtze und Lehren der NSDAP aus dem deutschen Recht und der Verwaltung 

innerhalb des besetzten Gebietes auszurotten, um f¿r das deutsche Volk Recht und 

Gerechtigkeit wiederherzustellen und den Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz 

wiedereinzuf¿hren, wird folgendes verordnet: ARTIKEL III Allgemeine Auslegungsvorschriften 

4. Die Auslegung oder Anwendung des deutschen Rechtes nach 

nationalsozialistischen Grundsªtzen, gleichg¿ltig wann und wo dieselben 

kundgemacht wurden, ist verboten. 5. Entscheidungen der deutschen Gerichte, deutscher 

Amtsstellen und Beamten, oder juristische Aufsªtze, die nationalsozialistische Ziele oder 

Lehren erklªren oder anwenden, d¿rfen in Zukunft nicht mehr als Quelle f¿r die Auslegung 

oder Anwendung deutschen Rechtes zitiert oder befolgt werden. 6. Deutsches Recht, das 

nach dem 30. Januar 1933 in Kraft trat und in Kraft bleibt, ist so auszulegen und 

anzuwenden, wie es seinem einfachen Wortlaut entspricht. Der Gesetzeszweck und 

Auslegung, die in Vorspr¿chen oder anderen Erklªrungen enthalten sind, bleiben bei der 

Auslegung auÇer Betracht.ñ 
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ĂGrundgesetz f¿r die Bundesrepublik Deutschland Art 25 Die allgemeinen Regeln des 

Vºlkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und 

erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar f¿r die Bewohner des Bundesgebietes. Artikel 

139 Fortgelten der Vorschriften ¿ber Entnazifizierung Die zur ĂBefreiung des deutschen 

Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismusñ erlassenen Rechtsvorschriften werden 

von den Bestimmungen dieses Grundgesetzes nicht ber¿hrt. Grundgesetz f¿r die 

Bundesrepublik Deutschland Art 146 Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der 

Einheit und Freiheit Deutschlands f¿r das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine G¿ltigkeit 

an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier 

Entscheidung beschlossen worden ist.ñ 
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ĂGesetz Nr. 104 zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus vom 5. Mªrz 

1946 1. Nationalsozialismus und Militarismus haben in Deutschland zwºlf Jahre die 

Gewaltherrschaft ausge¿bt, schwerste Verbrechen gegen das deutsche Volk und die Welt 

begangen, Deutschland in Not und Elend gest¿rzt und das Deutsche Reich zerstºrt. Die 

Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus ist eine unerlªÇliche 

Vorbedingung f¿r den politischen, Wirtschaftlichen und kulturellen Wiederaufbau. 2. 

Wªhrend der vergangenen Monate, die der Kapitulation folgten, hat die Amerikanische 

Militªrregierung die Entfernung und den AusschluÇ von Nationalsozialisten und Militaristen 

aus der Verwaltung und anderen Stellen durchgef¿hrt. 3. Der Kontrollrat hat am 12. Januar 

1946 f¿r ganz Deutschland Richtlinien f¿r diese Entfernung und den AusschluÇ in der 

Anweisung Nr. 24 aufgestellt, die f¿r die deutschen Regierungen und f¿r das deutsche Volk 

verbindlich sind. 4. Das Gesetz Nr. 8 der Militªrregierung einschlieÇlich seiner ersten 

Ausf¿hrungs-Verordnung hat die Befreiung auf das Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 

ausgedehnt und das Vorstellungsverfahren durch deutsche Pr¿fungsaussch¿sse eingef¿hrt. 

5. Die Amerikanische Militªrregierung hat nunmehr entschieden, daÇ das deutsche 

Volk die Verantwortung f¿r die Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus 

auf allen Gebieten mit¿bernehmen kann. Der Erf¿llung der damit dem deutschen Volk 

¿bertragenen Aufgabe dient dieses Gesetz, das sich im Rahmen der Anweisung Nr. 24 des 

Kontrollrates hªlt.ñ 

Auszug: Gesetz (Nr.104) zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus 

Quelle: https://www.verfassungen.de/bw/wuerttemberg-baden/ 
 

 

https://www.verfassungen.de/bw/wuerttemberg-baden/
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ĂMitteilung ¿ber die Dreimªchtekonferenz von Berlin ï Potsdamer Abkommen, 2. 

August 1945 III. Deutschland Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu 

vernichten oder zu versklaven. Die Alliierten wollen dem deutschen Volk die Mºglichkeit 

geben, sich darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen 

Grundlage von neuem wiederaufzubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen 

Volkes unablªssig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm 

mºglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedlichen Vºlkern der 

Welt einzunehmen.Ă 

 
Ergebnis: 
Die vºlkerrechtlichen Beschl¿sse vom 2. August 1945 kºnnen nur durch 
Russland gemeinsam mit den daf¿r geeigneten Deutschen umgesetzt werden! 
Die Entnazifizierung und Entmilitarisierung von ganz Deutschland (Teil III) und 
die anschlieÇende Vorbereitung von Friedensvertrªgen, die mit einer 
geeigneten Regierung f¿r ganz Deutschland geschlossen werden sollen (Teil 
II), sind vºlkerrechtlich-verbindliche Vereinbarungen zur Beendigung des 
Kriegszustandes mit Deutschland - dem sog. ĂDeutschen Reichñ! 
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Aus "Herr der Ringeñ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Der_Herr_der_Ringe 

 

Das Anti-Nazi-B¿ndnis wird neu geschmiedet! 
 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Der_Herr_der_Ringe
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Artikel 139 GG - Fortgelten der Vorschriften ¿ber Entnazifizierung - 
Potsdamer Abkommen =  

alle von den Satanen verfluchten Seelen werden gerettet! 
 

Artikel 139 Fortgelten der Vorschriften ¿ber Entnazifizierung Die zur ĂBefreiung des 

deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismusñ erlassenen Rechtsvorschriften 

werden von den Bestimmungen dieses Grundgesetzes nicht ber¿hrt.ñ 

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Der_Herr_der_Ringe:_Die_R%C3%BCckkehr_des_K%C3%B6nigs_(Film) 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Der_Herr_der_Ringe:_Die_R%C3%BCckkehr_des_K%C3%B6nigs_(Film)
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